47 Schulkonferenz
(1) Die Schulkonferenz ist das gemeinsame Organ der Schule. Sie hat die Aufgabe, das Zusammenwirken von Schulleitung, Lehrern, Eltern, Schülern und der für die Berufserziehung Mitverantwortlichen zu fördern, bei Meinungsverschiedenheiten zu vermitteln sowie über Angelegenheiten, die für die Schule von wesentlicher Bedeutung sind, zu beraten und nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 zu beschließen.(Erl. 1)
(2) Die Schulkonferenz kann gegenüber dem Schulleiter und anderen Konferenzen Anregungen und Empfehlungen geben. Eine Empfehlung muss auf der nächsten Sitzung der zuständigen Konferenz beraten werden.(Erl. 2, 3)
(3) Die Schulkonferenz entscheidet nach Maßgabe dieses Gesetzes über: 
	1. 
	Die Vereinbarung von Schulpartnerschaften, 

	2. 
	die Verteilung des Unterrichts auf fünf oder sechs Wochentage, den Unterrichtsbeginn und den Tag der Einschulung in die Grundschule, 

	3. 
	allgemeine Angelegenheiten der Schülermitverantwortung, 

	4. 
	die Stellungnahme der Schule gegenüber dem Schulträger zur 

a) 
Namensgebung der Schule, 
b) 
Änderung des Schulbezirks, 


	5. 
	Stellungnahmen der Schule zur Durchführung der Schülerbeförderung, 

	6. 
	Grundsätze über die Einrichtung freiwilliger Arbeitsgemeinschaften, die nicht generell vorgesehen sind und die zu keinen Berechtigungen führen, 

	7. 
	die Anforderung von Haushaltsmitteln gegenüber dem Schulträger. 


(4) Die Schulkonferenz ist anzuhören:(Erl. 4) 
	1. 
	Zu Beschlüssen der Gesamtlehrerkonferenz 

a) 
zu allgemeinen Fragen der Erziehung und des Unterrichts an der Schule, 
b) 
über die Verwendung der der Schule zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel im Rahmen ihrer Zweckbestimmung, 


	2. 
	vor Einrichtung oder Beendigung eines Schulversuchs, 

	3. 
	vor Änderung der Schulart, der Schulform oder des Schultyps sowie der dauernden Teilung oder Zusammenlegung und der Erweiterung oder Aufhebung der Schule, 

	4. 
	vor Genehmigung von wissenschaftlichen Forschungsvorhaben an der Schule, 

	5. 
	bei Entscheidungen über Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen nach Maßgabe von § 90 Abs. 4, 

	6. 
	zu Stellungnahmen der Schule gegenüber dem Schulträger zur Ausstattung und Einrichtung der Schule sowie Baumaßnahmen. 


(5) Folgende Angelegenheiten werden in der Schulkonferenz beraten und bedürfen ihres Einverständnisses:(Erl. 5) 
	1. 
	Erlass der Schul- und Hausordnung, 

	2. 
	Beschlüsse zu allgemeinen Fragen der Klassenarbeiten und Hausaufgaben, 

	3. 
	Beschlüsse zur einheitlichen Durchführung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften an der Schule, 

	4. 
	Grundsätze über die Durchführung von besonderen Schulveranstaltungen, die die gesamte Schule berühren, 

	5. 
	Grundsätze über die Durchführung von außerunterrichtlichen Veranstaltungen (z. B. Klassenfahrten, Schullandheimaufenthalte). 


(6) Bei Angelegenheiten, die den Schulträger berühren, ist ihm Gelegenheit zu geben, beratend mitzuwirken.(Erl. 6)
(7) Die Beschlüsse der Schulkonferenz nach Absatz 3 sind für Schulleiter und Lehrer bindend. Ist der Schulleiter der Auffassung, dass ein Beschluss der Schulkonferenz gegen eine Rechtsvorschrift oder eine Verwaltungsanordnung verstößt oder dass er für die Ausführung des Beschlusses nicht die Verantwortung übernehmen kann, hält aber die Schulkonferenz in einer zweiten Sitzung den Beschluss aufrecht, so hat der Schulleiter die Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde einzuholen. Bis zu dieser Entscheidung darf der Beschluss nicht ausgeführt werden.(Erl. 7)
(8) Verweigert die Schulkonferenz in den in Absatz5 genannten Angelegenheiten ihr Einverständnis und hält die zuständige Lehrerkonferenz nach nochmaliger Beratung an ihrem Beschluss fest, hat der Schulleiter die Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde einzuholen.(Erl. 8)
(9) Der Schulkonferenz gehören bei Schulen mit mindestens 14 Lehrerstellen an 
	1. 
	der Schulleiter als Vorsitzender, 

	2. 
	der Elternbeiratsvorsitzende als stellvertretender Vorsitzender, 

	3. 
	sechs Vertreter der Lehrer, 

	4. 
	bei Schulen, für die 

a) 
kein Schülerrat vorgesehen ist, fünf Vertreter der Eltern, 
b) 
kein Elternbeirat vorgesehen ist, der Schülersprecher und fünf weitere Vertreter der Schüler, 
c) 
Elternbeirat und Schülerrat vorgesehen sind, zwei Vertreter der Eltern sowie der Schülersprecher und zwei weitere Vertreter der Schüler; die Schüler müssen mindestens der siebten Klasse angehören, 


	5. 
	an Schulen mit Berufsschule oder entsprechender Sonderschule drei weitere Vertreter aus dem Kreis der für die Berufserziehung der Schüler Mitverantwortlichen sowie drei weitere Vertreter der Lehrer, 

	6. 
	ein Verbindungslehrer mit beratender Stimme bei allgemeinen Angelegenheiten der Schülermitverantwortung. 


Für Schulen mit weniger als 14 Lehrerstellen regelt das Kultusministerium durch Rechtsverordnung die Zahl der Vertreter der einzelnen Gruppen in der Schulkonferenz, wobei das Verhältnis der einzelnen Gruppen zueinander Satz 1 entsprechen muss.(Erl. 9)
(10) Die Gesamtlehrerkonferenz, der Elternbeirat, der Schülerrat und die Vertretung der für die Berufserziehung der Schüler Mitverantwortlichen wählen jeweils ihre Vertreter und Stellvertreter.(Erl. 10) Stellvertreter des Schulleiters ist unbeschadet der Bestimmungen über den Vorsitz sein Vertreter gemäß § 42 Abs. 1; ist dieser gewähltes Mitglied der Schulkonferenz, tritt an seine Stelle insoweit ein gewählter Stellvertreter.(Erl. 11) Die Mitglieder der Schulkonferenz sind bei der Ausübung ihres Stimmrechts an Weisungen und Aufträge nicht gebunden.
(11) Die Beratungen der Schulkonferenz sind nicht öffentlich. Sie sind vertraulich, soweit es sich um Tatsachen handelt, die ihrer inhaltlichen Bedeutung nach der Vertraulichkeit bedürfen. Tatsachen, deren Bekanntgeben ein schutzwürdiges Interesse von Schülern, Eltern, Lehrern oder anderen Personen verletzen könnten, bedürfen der vertraulichen Behandlung. Die Schulkonferenz kann darüber hinaus die Vertraulichkeit einzelner Beratungsgegenstände feststellen. 
Für die Verletzung der Verschwiegenheitspflicht der Lehrer gelten die beamten- und tarifrechtlichen Vorschriften. Verletzt ein sonstiger Vertreter die Vertraulichkeit, so kann er durch Beschluss der Schulkonferenz mit zwei Dritteln der Stimmen der anwesenden Mitglieder zeitweilig oder ganz von der weiteren Teilnahme ausgeschlossen werden. An seine Stelle tritt der Stellvertreter.

(12) Die Schulkonferenz tritt mindestens einmal im Schulhalbjahr zusammen. Eine Sitzung ist einzuberufen, wenn dies mindestens ein Drittel ihrer Mitglieder oder die Elterngruppe unter Angabe der Verhandlungsgegenstände beantragt.
(13) Das Kultusministerium kann, soweit erforderlich, durch Rechtsverordnung 
	1. 
	bei Heimschulen und Sonderschulen die Schulkonferenz den besonderen Verhältnissen dieser Schulen anpassen, 

	2. 
	nähere Vorschriften erlassen über die Wahl der Mitglieder der Schulkonferenz und ihrer Stellvertreter, die Dauer der Amtszeit der gewählten Mitglieder und die Geschäftsordnung der Schulkonferenz.(Erl. 12)


Erläuterungen:
1 Übersicht
Die Schulkonferenz ist das Organ, in dem alle am Schulleben teilnehmenden Gruppen vertreten sind: Lehrer, Eltern und Schüler, in Berufsschulen zusätzlich die dualen Partner. Vertreter der Schulträger haben das Recht, in den sie betreffenden Angelegenheiten mitzuwirken (Absatz 6).

Als das gemeinsame Organ der Schule kommt der Schulkonferenz damit eine ausgleichende und vermittelnde Funktion zu. Eine Fraktionsbildung der verschiedenen Gruppenvertreter und Kampfabstimmungen sind damit vom Gesetzgeber nicht intendiert und in der Praxis auch nicht üblich. Vielmehr sollen die Mitglieder kompromissbereit sein, keine Gruppe einfach überstimmen, sondern in Konfliktfällen nach vermittelnden Lösungen suchen; sie sind daher in Ausübung ihres Amtes unabhängig und an Weisungen nicht gebunden (Absatz 10 Satz 3).

In der Frage der Zuständigkeit sind zwei Kategorien zu unterscheiden. Zum einen sieht das Gesetz einen abschließenden Katalog von Aufgaben vor, für die es dem Gremium Rechte einräumt: entweder abschließende Entscheidungsrechte (Absatz 3), Mitwirkungsrechte, d. h. das Recht auf Anhörung (Absatz 4) oder Mitbestimmungsrechte, d. h. das Recht, dass eine Entscheidung von der Zustimmung abhängig ist (Absatz 5). Daneben kann die Schulkonferenz generell in "Angelegenheiten, die für die Schule von wesentlicher Bedeutung sind", beraten. Die Zuständigkeitskataloge der Absätze 3 bis 5 sind also nur abschließend, soweit es um die förmlichen Rechte der Schulkonferenz geht: Entscheidung, Mitwirkung oder Mitbestimmung.

Darüber hinaus ist es der Schulkonferenz möglich, weitere Angelegenheiten aufzugreifen und ein - rechtlich nicht verbindliches - Votum abzugeben. Der Schulleiter ist daher als Vorsitzender bei Aufstellung der Tagesordnung nicht an den Zuständigkeitskatalog gebunden, sondern kann auch in weiteren Angelegenheiten das Votum des Gremiums einholen.

Allerdings ist es aus personalrechtlichen und datenschutzrechtlichen Gründen nicht Aufgabe der Schulkonferenz, Personalangelegenheiten zu beraten - mit Ausnahme der Schulleiterauswahl (§ 40 SchG). Auch die Angelegenheiten einzelner Schüler sind nicht Thema der Schulkonferenz - außer auf Wunsch der Betroffenen nach Maßgabe von § 90 SchG. Gleichwohl ist es möglich, dass das Verhalten einzelner Schüler auf die gesamte Schulgemeinschaft derartige Auswirkungen hat, dass es in der Konferenz angesprochen wird.

Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte der Schulkonferenz stehen nach der gesetzlichen Systematik im Zusammenhang mit § 2 Abs. 1 KonferenzO (Kennzahl 33.10). Von den dort aufgezählten Zuständigkeiten der Gesamtlehrerkonferenz werden unter Verwendung des gleichen Wortlautes einige in Absatz 4 der Mitwirkung und in Absatz 5 der Mitbestimmung der Schulkonferenz unterworfen. Die Mitbestimmung bezieht sich dabei immer auf Beschlüsse der Gesamtlehrerkonferenz, die Mitwirkung hingegen je nach dem angesprochenen Bereich auch auf Entscheidungen der Klassenkonferenz, des Oberschulamtes, des Kultusministeriums oder des Schulträgers (im Einzelnen vgl. unten Erl. 4). Das Votum wird vom Schulleiter weitergegeben, der die Schule nach außen vertritt (§ 41 SchG), im Verhinderungsfall vom stellvertretenden Schulleiter.

Aus dieser gesetzlichen Systematik ist zu folgern, dass in den übrigen Zuständigkeitsbereichen der Gesamtlehrerkonferenz oder der Teil- insbesondere der Fachkonferenzen keine Mitwirkungs- oder Mitbestimmungsrechte der Schulkonferenz bestehen. Hier zeigt sich, dass das Schulgesetz den Unterricht selbst weitgehend in der Verantwortung der Lehrer belässt.

Die Schulkonferenz kann sich eine Geschäftsordnung geben, ist hierzu aber nicht verpflichtet. Die insoweit wesentlichen Regelungen sind bereits in der SchulkonferenzO (Kennzahl 33.15) enthalten.

2 Initiativrecht
Die Schulkonferenz hat ein Initiativrecht. Sie kann von sich aus Themen aufgreifen und in Form von Anregungen und Empfehlungen dem Schulleiter oder anderen Konferenzen übermitteln. Sie ist dabei auch nicht auf die förmlichen Zuständigkeitskataloge der Absätze 3 bis 5 beschränkt.

Hier kann das besondere Initiativrecht der Elterngruppe in der Schulkonferenz praktisch bedeutsam werden (§ 11 Abs. 4 KonferenzO). Danach kann die Elterngruppe der Gesamtlehrerkonferenz Vorschläge zur Beratung und Beschlussfassung vorlegen mit dem Recht, an der anschließenden Beratung mitzuwirken. Dieses - vom Willen des übrigen Gremiums unabhängige - Initiativrecht der Elterngruppe ist allerdings auf Bereiche beschränkt, in denen die Schulkonferenz ein förmliches Mitbestimmungsrecht nach Absatz 5 hat.

3 Entscheidungsrechte
Die Schulkonferenz hat in einigen wenigen Bereichen das abschließende Entscheidungsrecht. Es handelt sich insoweit allerdings um keine unmittelbaren unterrichtlichen Fragen, zum Teil auch um Fragen, in denen die Schule lediglich über eine Stellungnahme gegenüber dem Schulträger zu entscheiden hat.

Im Einzelnen bezieht sich das Entscheidungsrecht des Schulträgers auf folgende Bereiche:

	- 
	Die Vereinbarung von Schulpartnerschaften, 

	- 
	die Verteilung des Unterrichts auf 5 oder 6 Wochentage, d. h. die Entscheidung über den schulfreien Samstag, 

	- 
	den Unterrichtsbeginn, d. h. den Beginn der 1. Unterrichtsstunde. Wann für die einzelne Klasse der Unterricht beginnt, etwa mit der ersten oder der zweiten Unterrichtsstunde, entscheidet der Schulleiter im Rahmen des Stundenplanes. Die Festlegung der Pausen wiederum fällt in die Zuständigkeit der Gesamtlehrerkonferenz (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 KonferenzO, Kennzahl 33.10). 

	- 
	den Tag der Einschulung. Dieser Tag kann, um mehr Eltern und Großeltern die Teilnahme zu ermöglichen, bis auf den Samstag hinausgeschoben werden, der dem Unterrichtsbeginn nach den großen Ferien folgt. 

	- 
	allgemeine Angelegenheiten der Schülermitverantwortung. Die Regelungen zur Schülermitverantwortung sind in §§ 62 ff. SchG sehr offen gefasst und lassen den einzelnen Schulen, was Unterstützung und Übertragung von Aufgaben betrifft, einen erheblichen Gestaltungsspielraum (vgl. Kennzahl 13.62). 

	- 
	die Stellungnahme zur Namensgebung der Schule. Für den Namen der Schule ist im Rahmen von § 24 SchG der Schulträger zuständig (vgl. Kennzahl 13.24). 

	- 
	die Stellungnahme zur Änderung des Schulbezirks. Über den Schulbezirk entscheidet nach Maßgabe von § 25 SchG der Schulträger. 

	- 
	die Stellungnahme zur Durchführung der Schülerbeförderung. Zuständig für die Schülerbeförderung sind gemäß § 18 FAG die Stadt- und Landkreise und die Schulträger. Die Stadt- und Landkreise setzen durch Satzung den rechtlichen Rahmen und erstatten in diesem Rahmen den Schulträgern die Kosten. Soweit sie selbst Schulträger sind, tragen sie die Kosten unmittelbar. Stellungnahmen zur Durchführung der Schülerbeförderung sind also denkbar gegenüber dem Stadt- und Landkreis als Satzungsgeber als auch gegenüber dem Schulträger. 

	- 
	Grundsätze über die Einrichtung freiwilliger Arbeitsgemeinschaften. Die Schulkonferenz hat im inhaltlichen Bereich des Unterrichts kaum Zuständigkeiten. Die Beteiligung von Eltern und Schülern in den methodischen, didaktischen und inhaltlichen Fragen des Unterrichts wird im Hinblick auf die Verantwortung der Lehrer vom Schulgesetz klein gehalten. So entscheidet die Schulkonferenz auch bei Arbeitsgemeinschaften nur über Grundsätze, nicht soweit sie generell, etwa durch den Organisationserlass vorgegeben sind, wie Chor und Orchester oder soweit sie Berechtigungen vermitteln, wie die Fahrradprüfung. 

	- 
	Die Anforderung von Haushaltsmitteln gegenüber dem Schulträger. Die Haushaltshoheit des Schulträgers bleibt damit unberührt. Denn selbst wenn der Schulleiter über Absatz 7 eine Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde herbeiführt, so bleibt der Gegenstand lediglich die Stellungnahme der Schule gegenüber dem Schulträger, ist also weder eine Entscheidung über die Höhe und die Verteilung der Haushaltsmittel selbst und auch keine Äußerung der Schulaufsichtsbehörde im Rahmen der Rechtsaufsicht nach § 36 SchG. 


Beschlüsse der Schulkonferenz nach Absatz 3 sind für Schulleiter und Lehrer bindend. Hält der Schulleiter aus rechtlichen oder praktischen Gründen einen solchen Beschluss für untragbar, kann er die Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde einholen.

4 Anhörungsrechte
Die Schulkonferenz hat in bestimmten, abschließend aufgezählten Angelegenheiten ein förmliches Anhörungsrecht. Die Schulkonferenz ist anzuhören:

	- 
	zu allgemeinen Fragen der Erziehung und des Unterrichts an der Schule. Die konkrete Unterrichtsplanung einschließlich der Entscheidung über die einzusetzenden Lehrmittel ist damit nicht mitwirkungspflichtig. Für die Entscheidung zuständig ist in diesem Bereich die Gesamtlehrerkonferenz (vgl. § 2 Abs. 1 KonferenzO, Kennzahl 33.10). 

	- 
	über die Verwendung der der Schule zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel im Rahmen ihrer Zweckbestimmung. Dem Schulträger obliegt die Haushaltshoheit, weshalb er von Rechts wegen die Schule in der Verwendung der zur Verfügung stehenden Mittel durch differenzierte Zweckbestimmungen binden kann. Im Rahmen der Budgetierung halten sich die Schulträger hier aber zurück und übertragen insoweit die Verantwortung auf die Schule selbst. Innerhalb der Schule entscheidet die Gesamtlehrerkonferenz (§ 2 Abs. 1 KonferenzO). Der Schulkonferenz kommt aber ein Anhörungsrecht zu. Der Haushaltsplan der Schule muss also der Schulkonferenz zur Stellungnahme vorgelegt werden. 

	- 
	vor Einrichtung oder Beendigung eines Schulversuches. Gemeint sind Schulversuche im Sinne von § 22 SchG, die in zeitlich und räumlich begrenztem Maße von bestehenden Rechtsvorschriften abweichen und über die das Kultusministerium entscheidet. Hier gibt die Schulkonferenz neben der Gesamtlehrerkonferenz (§ 2 Abs. 1 KonferenzO), in der Praxis auch neben dem Elternbeirat, eine Stellungnahme ab, die der Schulleiter dem Kultusministerium mitteilt. 

	- 
	vor Änderung der Schulart, der Schulform oder des Schultyps sowie der dauernden Teilung oder Zusammenlegung und der Erweiterung oder Aufhebung der Schule. Zur Terminologie: Schulart, Schulform, Schultyp vgl. Kennzahl 13.04 Erl. 1). Angesprochen sind Entscheidungen, die der Schulträger nach § 30 Abs. 3 und 4 SchG mit Zustimmung des Kultusministeriums trifft. 

	- 
	vor Genehmigungen von wissenschaftlichen Forschungsvorhaben an der Schule. Zum Genehmigungserfordernis vgl. Kennzahl 34.08. Es entscheidet je nach dem Bereich der Erhebung der Schulleiter, der geschäftsführende Schulleiter, das Regierungspräsidium oder das Kultusministerium. 

	- 
	bei Entscheidungen über Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen nach Maßgabe von § 90 Abs. 4 SchG. Ausnahmsweise ist hier die Schulkonferenz für Einzelfälle zuständig, allerdings nur auf Wunsch der Betroffenen. 

	- 
	zur Stellungnahme der Schule gegenüber dem Schulträger zur Ausstattung und Einrichtung der Schule sowie Baumaßnahmen. Über die Stellungnahme der Schule entscheidet in diesem Bereich abschließend die Gesamtlehrerkonferenz (§ 2 Abs. 1 KonferenzO). Sie muss im schulischen Innenverhältnis die Schulkonferenz anhören. 


5 Mitbestimmungsrechte
Bestimmte, in den Bereichen abschließend aufgezählte Beschlüsse, für welche die Gesamtlehrerkonferenz zuständig ist, bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zustimmung der Schulkonferenz - wobei im Falle eines Dissenses Absatz 8 gilt. Es handelt sich um folgende Bereiche:

	- 
	Erlass der Schul- und Hausordnung. Der Terminus des Schulgesetzes "Schulordnung" ist synonym. Die Schulordnung stützt sich auf § 23 Abs. 2 SchG, ihre Einhaltung gehört für die Schüler zur Schulpflicht (vgl. Kennzahl 13.23 Erl. 2, siehe auch Kennzahl 20.10). Da von der Schulordnung aber alle Gruppen der Schule, auch Schüler und Eltern betroffen sind, sieht das Schulgesetz die Mitbestimmung der Schulkonferenz vor. In manchen Detailfragen kann es ratsam sein, zusätzlich ein Votum des Schülerrates und des Elternbeirates beizuziehen. 

	- 
	Beschlüsse zu allgemeinen Fragen der Klassenarbeiten und Hausaufgaben. Die Bereiche, die insoweit der Mitbestimmung unterliegen, sind der Notenbildungsverordnung zu entnehmen (siehe § 2 NVO, Vorbemerkungen zur NVO Erl. 1 Kennzahl 40.05). 

	- 
	Beschlüsse zur einheitlichen Durchführung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften. Diese Klausel (Absatz 5 Nr. 3) bezieht sich auf § 2 Abs. 1 Nr. 7 KonferenzO (Kennzahl 33.10). Soweit unter den Lehrern zur Durchführung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften ein Bedarf zur Vereinheitlichung besteht, entscheidet die Gesamtlehrerkonferenz mit Zustimmung der Schulkonferenz. 

Es ist damit von vornherein nur der den Lehrern obliegende Verantwortungsbereich angesprochen. Die Aufteilung der Zuständigkeit insbesondere zwischen Schulleiter und Gesamtlehrerkonferenz bleibt hiervon unberührt. Die Gesamtlehrerkonferenz kann also durch Beschlüsse zur einheitlichen Durchführung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften nicht zusätzliche Zuständigkeiten an sich ziehen. 

Zugleich unterwirft die Klausel nicht die gesamte Abstimmung der Lehrer untereinander der Mitbestimmung der Schulkonferenz. Die Schulkonferenz hätte andernfalls gegen die sonstige Intention des Schulgesetzes einen allzu starken Einfluss auf die inhaltlichen Fragen des Unterrichts. Es geht eben nur um Beschlüsse zur Vereinheitlichung der Durchführung von Rechts- und Verwaltungsvorschriften, nicht um die Durchführung selbst. 

So bleibt die Entscheidung über die Schulbücher und andere Lernmittel in der alleinigen Zuständigkeit der Lehrerkonferenzen. Vereinheitlichungen, die der Mitbestimmung unterliegen, sind auch in den anderen Mitbestimmungstatbeständen des Absatzes 5 angesprochen. Die Klausel beinhaltet also einen Auffangtatbestand.

	- 
	Grundsätze zur Durchführung von besonderen Schulveranstaltungen, die die gesamte Schule berühren. Es geht hier um grundsätzliche Fragen insbesondere von Schulfesten, Theateraufführungen oder Sportveranstaltungen. 

	- 
	Grundsätze über die Durchführung von außerunterrichtlichen Veranstaltungen. Das Gesetz selbst benennt als Beispiele Klassenfahrten und Schullandheimaufenthalte. Auch die Häufigkeit von Klassenfahrten und die Kostenbelastung der Eltern berühren grundsätzliche Fragen. Die Gesamtlehrerkonferenz kann also mit Zustimmung der Schulkonferenz ein für alle Klassen verbindliches Limit festsetzen. Hier kann dem Initiativrecht der Schulkonferenz und insbesondere dem eigenständigen Initiativrecht der Elterngruppe in der Schulkonferenz (siehe oben Erl. 2) besondere Bedeutung zukommen. Die Elternvertreter in der Schulkonferenz können der Gesamtlehrerkonferenz ein für die gesamte Schule gültiges Limit zur Belastung der Eltern vorschlagen und sich selbst in diesem Sinne hierfür in der Sitzung der Gesamtlehrerkonferenz einsetzen. 


6 Vertreter des Schulträgers
Die Schulkonferenz hat Entscheidungs- und Beteiligungsrechte, welche Belange des Schulträgers berühren. In dieser Situation kann es für den Schulträger hilfreich sein, in der Schulkonferenz schon beim Zustandekommen der Beschlüsse Einfluss zu nehmen und sich nicht erst im nachhinein mit den gefassten Beschlüssen auseinander zu setzen.

Daher wird die Schulkonferenz verpflichtet, den Schulträger zu Sitzungen einzuladen, auf denen ihn berührende Tagesordnungspunkte stehen. Ob der Schulträger dann zu der Sitzung einen Vertreter entsendet, ob er sich stattdessen schriftlich äußert oder ob der davon absieht, auf die schulinterne Willensbildung Einfluss zu nehmen, obliegt seiner Entscheidung.

7 Schulaufsicht
Auch die schulischen Gremien unterliegen der Schulaufsicht (vgl. Kennzahl 21.25 Erl. 3.2). Wenn eine nach Absatz 3 getroffene, d. h. abschließende Entscheidung der Schulkonferenz nach Auffassung des Schulleiters rechtswidrig ist oder jedenfalls gegen eine Verwaltungsvorschrift oder anderweitige Verwaltungsanordnung verstößt, muss er remonstrieren und, wenn die Schulkonferenz ihren Beschluss aufrecht erhält, die Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde herbeiführen.

Das Gleiche gilt in den Fällen, in denen der Schulleiter der Auffassung ist, dass er aus anderen Gründen für die Ausführung des Beschlusses nicht die Verantwortung übernehmen kann.

8 Dissensfälle
In den Bereichen der Mitwirkungsrechte der Schulkonferenz (Absatz 4) kann die Entscheidung gegebenenfalls auch gegen das Votum der Schulkonferenz getroffen werden. In den Fällen der Mitbestimmung (Absatz 5) ist ihr Einverständnis aber eine Voraussetzung der Gültigkeit der Entscheidung, sodass eine Pattsituation zwischen Gesamtlehrerkonferenz und Schulkonferenz eintreten kann.

Für diesen Fall trägt Absatz 8 Vorsorge. Wenn die Gesamtlehrerkonferenz auch nach einem Veto der Schulkonferenz an ihrem Beschluss festhält, muss der Schulleiter die Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde herbeiführen.

9 Zusammensetzung
Für Schulen mit mindestens 14 Lehrerstellen ergibt sich die Zusammensetzung unmittelbar aus dem Gesetz. Für kleinere Schulen enthält § 2 der Schulkonferenzordnung eine Sonderregelung. Die Bezugsgröße, d. h. die Zahl der Lehrerstellen, errechnet sich aus der Schulleiterstelle und der Zahl der Lehrer, die zu Beginn des Schuljahres an der Schule mit mindestens einem halben Lehrauftrag unterrichten (§ 1 SchulkonferenzO, Kennzahl 33.15).

Im Regelfall setzt sich die Schulkonferenz gemäß Absatz 9 also zusammen aus: drei Elternvertretern, drei Schülervertretern, sechs Lehrervertretern und dem Schulleiter, wobei der Elternbeiratsvorsitzende bzw. der Schülersprecher kraft Amtes einer der drei Eltern- bzw. Schülervertreter ist. In Berufsschulen kommen drei Vertreter des dualen Partners und aus Gründen der Parität dann auch drei weitere Vertreter der Lehrer hinzu. In Angelegenheiten der Schülermitverantwortung ist auch ein Verbindungslehrer mit beratender Stimme Mitglied (vgl. Kennzahl 13.68).

An Grundschulen (vgl. §§ 65, 66 SchG) und an vielen Sonderschulen (vgl. § 70 Abs. 2 SchG) ist kein Schülerrat vorgesehen; anstelle der Schülervertreter treten Vertreter der Eltern. Umgekehrt ist an den in § 59 Abs. 2 SchG genannten Schulen kein Elternbeirat vorgesehen; anstelle der Elternvertreter treten Vertreter der Schüler.

10 Wahl
Die Wahl der Mitglieder ist in § 3 SchulkonferenzO (Kennzahl 33.15) mit weiteren Verweisungen geregelt. In der Praxis darf die Vorgabe, für jeden Vertreter auch einen Stellvertreter zu wählen, nicht übersehen werden. Andernfalls kann der Fall eintreten, dass bei Schulleiterbesetzungsverfahren, in denen kein Verfahrensfehler vorkommen darf, die Schulverwaltung darum bitten muss, Stellvertreter für ausgeschiedene oder befangene Vertreter in der Schulkonferenz nachzuwählen.

Die Gesamtlehrerkonferenz wählt nach § 2 Abs. 1 Nr. 15 KonferenzO. Wählbar sind alle in der Gesamtlehrerkonferenz stimmberechtigten Lehrer, d. h. die zur Teilnahme verpflichteten, also die an der Schule selbstständig unterrichtenden Lehrer (§ 10 Abs. 1, § 12 Abs. 1 KonferenzO, Kennzahl 33.10), mithin auch Referendare im zweiten Ausbildungsjahr.

Für die Wahl der Elternvertreter wird auf die Regeln zur Wahl des Elternbeiratsvorsitzenden verwiesen (§ 26 ElternbeiratsVO, Kennzahl 33.05). Diese Regeln gelten auch für die Wahl der Vertreter der dualen Partner; die Berufsschule muss daher dafür sorgen, dass die Vertreter der Ausbildungsbetriebe zu einer Wahlveranstaltung eingeladen werden.

Für die Schülervertreter wird auf die Regeln zur Wahl des Schülersprechers verwiesen. Durch die gesetzliche Neuregelung aus dem Jahre 1997 sind alle Schüler der Schule als Schülersprecher und damit auch als Mitglieder der Schulkonferenz wählbar.

11 Vorsitz
Vorsitzender der Schulkonferenz ist der Schulleiter, stellvertretender Vorsitzender der Elternbeiratsvorsitzende. In der Praxis treten immer wieder Fragen in den Fällen auf, in denen der Schulleiter verhindert oder nicht mehr im Amt ist, der Nachfolger aber noch nicht feststeht (siehe hierzu das Schaubild am Ende dieser Erläuterung). Es ist zu unterscheiden: Hat die Schulverwaltung einen kommissarischen Schulleiter bestellt, ist dieser auch Vorsitzender, es sei denn, dass er sich selbst bewirbt. Im letztgenannten Fall ist er im Rahmen des Besetzungsverfahrens befangen und darf insoweit weder den Vorsitz noch eine einfache Mitgliedschaft in der Schulkonferenz wahrnehmen (§ 20 LVerwVfG).

Ist kein kommissarischer Schulleiter bestellt oder scheidet dieser wegen Befangenheit aus, so fällt der Vorsitz dem Elternbeiratsvorsitzenden zu. Der Schulleiter wird zwar von seinem stellvertretenden Schulleiter vertreten, aber nicht in seiner Eigenschaft als Vorsitzender, sondern lediglich in seiner Eigenschaft als Mitglied.

Ist der stellvertretende Schulleiter ohnehin gewähltes Mitglied in der Schulkonferenz, so würde er an der Gremiumssitzung sozusagen mit "doppelter Mitgliedschaft" teilnehmen: in Vertretung der Mitgliedschaft des Schulleiters und als gewähltes Mitglied. Die Zusammensetzung des Gremiums wäre also zulasten der Lehrervertreter verschoben. Daher bestimmt das Schulgesetz (Absatz 10 Satz 2), dass in solchen Fällen die gewählte Mitgliedschaft von seinem für die Schulkonferenz gewählten Vertreter wahrgenommen wird.

Zusätzlich gibt es Fälle, in denen auch der stellvertretende Schulleiter nicht zur Verfügung steht, meist wegen Befangenheit im Rahmen des Besetzungsverfahrens. Er wird dann gemäß § 42 Abs. 1 SchG von dem dienstältesten Lehrer vertreten. Wer dienstältester Lehrer ist, richtet sich nach Beamtenrecht. Nach dem stellvertretenden Schulleiter ist dienstältester Lehrer derjenige mit dem höchsten Beförderungsamt. Haben mehr als ein Lehrer ein solches Amt inne, so kommt es auf den Zeitpunkt der Beförderung an: Wer das Amt am längsten innehat, ist Dienstältester. Ist wegen eines gleichen Beförderungszeitpunktes auch dann die Frage nicht geklärt, so kommt es auf das Lebensalter an.

Die Schulaufsichtsbehörde kann allerdings auch einen anderen Lehrer als den Dienstältesten als Vertreter des Stellvertretenden Schulleiters bestimmen.

Das Problem der "doppelten Mitgliedschaft" ist auch auf Elternseite möglich und analog der für die Lehrervertreter geltenden gesetzlichen Regelung (Absatz 10 Satz 2) zu lösen. Ist der Elternbeiratsvorsitzende verhindert, so wird er in der Schulkonferenz von dem stellvertretenden Elternbeiratsvorsitzenden vertreten. Ist dieser aber bereits gewähltes Mitglied, so würde er also in "doppelter Mitgliedschaft" an der Sitzung teilnehmen, als amtierender Elternbeiratsvorsitzender, also kraft Amtes, und als gewähltes Mitglied. Er nimmt - in analoger Anwendung von Absatz 10 Satz 2 2 Halbsatz - also nur in seiner Eigenschaft als amtierender Elternbeiratsvorsitzender an der Sitzung teil und wird in seiner Eigenschaft als gewähltes Mitglied von dem gewählten stellvertretenden Mitglied der Schulkonferenz vertreten.

Schaubild zur Klärung von Zweifelsfragen des Vorsitzes und der Vertretung in der Schulkonferenz




12 Sonderregelungen
Für Heimschulen und Sonderschulen enthält § 10 SchulkonferenzO (Kennzahl 33.15) Anpassungen. In diesen Schulen sind Schüler zu beteiligen, soweit es ihre Möglichkeiten und das Bildungsziel der Schule zulassen. Darin ist allerdings auch die Vorgabe enthalten, dass nach Möglichkeit Schülervertreter auch für die Schulkonferenz zu wählen sind. In der Praxis sollten auch die Sonderschulen diese Möglichkeiten offen ausloten und die Grenzen nicht von vornherein zu eng ziehen.

In den Heimschulen tritt an die Stelle eines Lehrervertreters ein von den Erziehungskräften des Heimes aus ihrer Mitte gewählte Vertreter.

C. Örtliche Schulverwaltung
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